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Der indische Jesuitenpater
und Weisheitslehrer Anthony
de Mello prägte den Satz:
«Der Abstand zwischen einem
Menschen und der Wahrheit
ist eine Geschichte.» Darum
soll folgende (gekürzte) Ge-
schichte von ihm uns zum
Nachdenken bringen:

Mein Freund und ich gingen auf
die Weltmesse der Religionen.
Jede Religion hatte einen Stand
und pries sich in den höchsten
Tönen an. Am jüdischen, isla-
mischen, christlichen und vielen
weiteren Ständen erfuhren wir,
wie Gott sei und wer die allei-
nige Rettung bringe. Wieder
zu Hause fragte ich Gott: «Was
hältst du von einer solchen Sa-
che, Herr? Merkst du nicht, dass
man dich jahrhundertelang in
Misskredit gebracht hat?» Gott
sagte: «Ich habe die Messe nicht
organisiert. Ich hätte mich ge-
niert, auch nur hinzugehen.»

Wie wahr: Keine Religion, kein
Mensch – wo auch immer er/sie
geboren ist, lebt, kulturell und
religiös geprägt ist – kann Gott
ganz erfassen. Gott ist geheim-
nisvoll, einzigartig, anders. Jede
Religion, an sich jeder Mensch
besitzt – bildlich gesprochen
– eine Perle der ganzen unfass-
baren, wunderschönen Perlen-
kette. Freuen wir uns an der
eigenen Perle, und schätzen
wir doch die anderen Perlen!

Mein Thema

In ihrem am Montag veröffent-
lichten Schreiben erinnert die
Schweizer Bischofskonferenz
(SBK) an «zentrale Grundwerte
des Zusammenlebens». Ge-
sellschaftliche Herausforde-
rungen sollten «im Geist der
Solidarität und der sozialen
Freundschaft» angegangen
werden und eine «Kultur der
Begegnung» fördern.

Die Schweizer Bischöfe
äussern sich zwar ausdrücklich
«im Rahmen» der aktuellen
Debatte zur Initiative «Keine
10-Millionen-Schweiz» (siehe
Box), positionieren sich jedoch
nicht direkt dazu. Es bleibt den
Leserinnen und Lesern über-
lassen, die Inhalte des Schrei-
bens auf die Initiative hin zu
interpretieren.

Die Bischöfe weisen etwa
darauf hin, dass politische und
gesellschaftliche Entscheidun-
gen besonders die Würde der
Menschen in den Blick nehmen
sollten, «die verletzlich sind,
auf Schutz angewiesen sind
oder leicht pauschal be- oder
verurteilt werden». Es gehe da-
rum, Ängste ernst zu nehmen,
ohne Ausgrenzung zu fördern
oder zu verursachen.

Zugleich betont die SBK,
zum Gemeinwohl gehörten
«bezahlbarer Wohnraum, trag-
fähige Infrastrukturen, der Zu-
gang zur Bildung, Gesundheits-
versorgung, Sicherheit und so-
ziale Kohäsion». Nachhaltigkeit
umfasse «gleichzeitig ökologi-
sche, soziale und wirtschaftli-
che Dimensionen» und lasse

sich nicht auf einen einzigen
Massstab reduzieren.

Als Grund dafür, warum die
SBK keine klare Parole abgebe,
erklärte Maurice Greder, Leiter
des Kommunikationsdienstes
der SBK, auf Anfrage, die von
der Initiative berührten «gesell-
schafts, wirtschafts- und migra-
tionspolitischen Abwägungen»
seien zu komplex für eine Ja-
oder Nein-Empfehlung.

Gefährliche
Gleichsetzung
Eine klar ablehnende Stellung-
nahme hingegen veröffentlich-
te Anfang Woche «Vox Ethica»,
eine unabhängige Dienststelle

unter der Trägerschaft von SBK,
Römisch-Katholischer Zentral-
konferenz und Fastenaktion.
«Die Initiative bietet keine an-
gemessenen und realistischen
Lösungen für sehr unterschied-
liche Probleme», heisst es in
dem Schreiben.

Die zahlreichen Herausfor-
derungen und Veränderungen
der heutigen Gesellschaft lies-
sen sich nicht allein durch die
Brille der Migration betrachten.
Eine Gleichsetzung von «Aus-
länderinnen und Ausländern»
mit «Problemen» sei gefähr-
lich. Solidarität gelte laut der
katholischen Soziallehre nicht
nur gegenüber Nahestehenden

oder Familienangehörigen, son-
dern gegenüber jeder Person.

Glaubwürdigkeit
in Gefahr
Und das katholische Hilfswerk
Caritas Schweiz äussert sich da-
hingehend, dass die Initiative
auf die verletzlichsten Men-
schen in unserer Gesellschaft
und den Schutz von Geflüchte-
ten abziele. Würde die Vorlage
angenommen, müssten laut Ca-
ritas die Genfer Flüchtlingskon-
vention, die Europäische Men-
schenrechtskonvention und die
Kinderrechtskonvention gekün-
digt werden. Die Schweiz würde
«die Glaubwürdigkeit als Ver-

fechterin von humanitären
Werten und Vermittlerin in
internationalen Krisen verlie-
ren», argumentiert Caritas.

Der Frauenbund Schweiz
legt einen Fokus auf mögliche
Folgen für Frauen: «Gerade
Frauen sind in Flucht- und Mig-
rationssituationen häufig be-
sonderen Risiken ausgesetzt
und auf stabile familiäre Struk-
turen angewiesen». Zudem
würde die Annahme der Vor-
lage den Fachkräftemangel in
Berufszweigen verschärfen, wo
Frauen häufig tätig seien, näm-
lich im Gesundheits-, Bildungs-
und Sozialbereich.
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*Elisabeth Zschiedrich und
Sylvia Stam sind Redaktorinnen
beim Pfarrblatt Bern, wo dieser
Beitrag als erstes erschienen ist.

Elisabeth Zschiedrich
und Sylvia Stam* Die Abstimmungsvorlage

Die von der SVP lancierte
Initiative «Keine 10-Millionen-
Schweiz!» verlangt eine Be-
grenzung der Schweizer Wohn-
bevölkerung auf unter 10 Millio-
nen Einwohner:innen bis 2050.
Andernfalls müsste der Bund
Massnahmen im Bereich Asyl
und beim Familiennachzug er-
greifen. Zudem müsste über
internationale Abkommen wie
Verträge mit der EU verhandelt
oder müssten diese gar gekün-
digt werden, sofern sie zum Be-
völkerungswachstum beitragen.
Bundesrat und Parlament lehnen
die Vorlage ab. Sie kommt am
14. Juni zur Abstimmung. (sys)

Wie viele Menschen haben in der Schweiz Platz? Am 14. Juni stimmt das Volk über die «10-Millionen-
Initiative» ab. Symbolbild: Andrea Zahler
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Lieben
statt hassen

Die Würde des Menschen im Blick
Nach mehreren Statements kirchlicher Akteure beteiligt sich auch die Schweizer Bischofskonferenz an
der Debatte um die «10-Millionen-Initiative». Eine klare Positionierung pro oder contra bleibt indes aus.




